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Aktenzeichen:
XY
Mustergemeinde, am 28.02.2011
Betrifft:
Herr Max Mustermann 
 IF <> "" " und " "" 

 MERGEFIELD BAnrede2 

 IF  MERGEFIELD BAnrede2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BBerufstitel2 

 IF  MERGEFIELD BBerufstitel2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BAkadTitel2 

 IF  MERGEFIELD BAkadTitel2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BFamilienname2 

 IF  MERGEFIELD BFamilienname2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BVorname2 

Bauanzeige – Untersagung des angezeigten Bauvorhabens:

Balkonverbreiterung auf Gst Nr. .XY (EZ XY, KG Mustergemeinde) 
B E S C H E I D

Herr Max Mustermann IF <> "" " und " "" 

 MERGEFIELD BAnrede2 

 IF  MERGEFIELD BAnrede2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BBerufstitel2 

 IF  MERGEFIELD BBerufstitel2 = "" "" " " 

 MERGEFIELD BAkadTitel2 

 IF  MERGEFIELD BAkadTitel2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BFamilienname2 

 IF  MERGEFIELD BVorname2 <> "" " " "" 

 MERGEFIELD BVorname2 
, Mustergemeinde, Musterstraße1 hat bei der Gemeinde Mustergemeinde am 28.02.2011 eine Bauanzeige „Balkonverbreiterung“ eingebracht.
S P R U C H

Der Bürgermeister der Gemeinde Mustergemeinde als Baubehörde gemäß § 62 Abs. 1 Tiroler Bauordnung 2018 (TBO 2018) trifft folgende Feststellung:

Gemäß § 30 Abs. 3 TBO 2018 wird festgestellt, dass das angezeigte Bauvorhaben „Balkonverbreiterung an der Westseite“ auf Gst. Nr. XY, EZ XY auf Grund des § 6 Abs. 3 lit a TBO 2018 (§ 6 ist hier ein Beispiel, jeweils passende Gesetzesstelle für die Untersagung anführen) unzulässig ist. 

Die Ausführung des oben genannten Bauvorhabens ist daher unzulässig und wird untersagt.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. In der Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie hat ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, darzulegen. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Zustellung des Bescheides beim Gemeindeamt schriftlich, mit Telefax oder per E-Mail einzubringen und hat Angaben zu enthalten, die eine Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen. Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.

In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Landesverwaltungsgericht beantragt werden.

Hinweis zur Gebührenpflicht: 

Die Beschwerde ist mit € 30,— zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes (Geschäftszahl des Bescheides) auf das Konto des Finanzamtes Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu entrichten. Bei elektronischer Überweisung mittels „Finanzamtszahlung“ ist als Empfänger das Finanzamt Österreich – Dienststelle Sonderzuständigkeiten auszuwählen, die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart EEE-Beschwerdegebühr, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen.
Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer:

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird.

Begründung

Gemäß § 30 Abs. 3 TBO 2018 hat die Behörde das angezeigte Bauvorhaben zu prüfen. Ergibt sich dabei, dass das angezeigte Bauvorhaben bewilligungspflichtig ist, so hat die Behörde dies innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen der vollständigen Bauanzeige mit schriftlichem Bescheid festzustellen. Ist das angezeigte Bauvorhaben nach den bau- oder raumordnungsrechtlichen Vorschriften unzulässig, so hat die Behörde die Ausführung des Vorhabens innerhalb derselben Frist mit schriftlichem Bescheid zu untersagen.

Im gegenständlichen Fall ragt der Balkon entsprechend den vorgelegten Planunterlagen 1,83 m in die Mindestabstandsfläche. Da dies im Widerspruch zur Abstandsbestimmung des § 6 Abs. 3 lit. a TBO 2018 steht, ist das Bauvorhaben unzulässig und war daher zu untersagen.
Der Bürgermeister :

                                                                                                                                (Name)

Ergeht an :

1. Herrn Max Mustermann, Mustergemeinde 

2. Akt.
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